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GKV: Elektronische Gesundheitskarte (eGK) 

Die zwei allgemeinen Funktionen der eGK sind - Speicherung der Stammdaten - der/des Versicherten: 
Krankenkasse, Vor- und Nachname, Geburtsdatum, Geschlecht, Anschrift, Versicherungsnummer, 
Versicherten- und Zuzahlungsstatus, Beginn des Versicherungsschutzes und Gültigkeitsdauer der Karte und 
auf der Rückseite der eGK befindet sich die - Europäische Krankenversichertenkarte (EHIC) -. Sie 
ermöglicht eine unbürokratische medizinische Behandlung im Ausland, wobei die Kosten direkt abgerechnet 
werden. Über drei weitere freiwillige Fachanwendungen auf der eGK entscheiden Versicherte allein. 
Elektronisches Rezept (eRezept) 
Es ist ein digitales Rezept, das bequem und ganz ohne Papier in der Apotheke eingelöst werden kann. Die 
Rezepte werden verschlüsselt von Ärztin/Arzt abgespeichert. In der Apotheke wird das Rezept dann mit Hilfe 
der eGK entschlüsselt und abgerufen. Um das eRezept nutzen zu können wird eine PIN für die eGK 
benötigt. Diese können Versicherte zum jetzigen Zeitpunkt lediglich im Zusammenhang mit der Nutzung der 
ePA erhalten. Das erfolgt durch eine ePA-Registrierung (elektronische Patientenakte) bei der Krankenkasse. 
PIN (persönliche Identifikationsnummer) und PUK (Personal Unblocking Key) werden den Versicherten nach 
der Registrierung zugeschickt. 
Notfalldaten  
Mit der Hinterlegung der persönlichen Notfalldaten auf der eGK können behandelnde Ärztinnen und Ärzte 
gezielter und sicherer reagieren. Diese Funktion ermöglicht einen Überblick über bestehende Diagnosen, 
bereits aufgetretene Notfallsituationen, Operationen, Allergien und Unverträglichkeiten sowie über 
Medikamente. Der Notfalldatensatz kann individuell zusammengestellt werden: z.B. Kontaktdaten zu 
Angehörigen, die verständigt werden sollen, über Medikamente, die ständig einzunehmen sind, Daten zu 
Allergien und Unverträglichkeiten, Informationen zu chronischen Erkrankungen und wichtigen, erfolgten 
Operationen und Hinweise zur Patientenverfügung. 
Elektronische Patientenakte (ePA) 
Mit der Nutzung der elektronischen Patientenakte auf der eGK können Informationen zum Krankheitsverlauf 
dokumentiert werden. Eine ePA umfasst beispielsweise Laborbefunde, Röntgen- und Ultraschallaufnahmen. 
Auch hier liegt der Vorteil darin, dass behandelnde Ärztinnen und Ärzte schneller informiert sind und 
unverzüglich miteinander kommunizieren können. Leider wird immer noch viel zu wenig Gebrauch von der 
ePA gemacht. Missbrauch der abgelegten Daten ist in den meisten Fällen der Hinderungsgrund. Die ePA 
und andere digitale Technologien sind aber unverzichtbar, um die anstehenden Herausforderungen für 
unser Gesundheitssystem zu bewältigen.  
Mehr dazu unter: www.bundesgesundheitsministerium.de/themen/krankenversicherung/egk.html.  
Quellen: Bundesgesundheitsministerium, hkk 
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PKV: Versichertenkarte für Privatversicherte 
Viele Krankenversicherer stellen eine Versichertenkarte aus, die sogenannte - Card für Privatversicherte -. 
Der Erhalt einer solchen Card hängt vom Versicherer ab. Anders als bei der elektronischen 
Gesundheitskarte der gesetzlichen Krankenkassen liegt keine Verpflichtung für Privatversicherte vor, eine 
solche Card zu benutzen. Sie stellt ein Service-Angebot der Versicherer dar, um die Abrechnung mit Ärzten, 
Krankenhäusern oder Apotheken zu vereinfachen. Sie können die auf einem integrierten Mikrochip 
gespeicherten Versicherungsdaten mit Hilfe eines Lesegeräts digital auslesen. Eine direkte Abrechnung ist 
meist nur bei einem stationären Aufenthalt möglich. 
Eine andere Form für die Versichertenkarte für Privatversicherte ist die - Klinik-Card -. Besonders bei 
stationären Aufenthalten im Krankenhaus erleichtert sie die Aufnahmeformalitäten sowie die Abrechnung der 
erbrachten Leistungen. Zudem gibt die Klink-Card Aufschluss über den Versicherungsschutz des Patienten 
im Bereich der allgemeinen Krankenhausleistungen (z.B. Pflegesätze und Fallpauschalen) und der 
Unterbringung (Ein- oder Zweibettzimmer) sowie der Verpflegung. Über die Karte ist eine direkte 
Kostenabrechnung mit der Versicherung möglich. Die Kosten der ärztlichen Behandlung müssen wie 
gewohnt im Voraus beglichen werden, die dann über einen Antrag beim Versicherer geltend gemacht 
werden müssen. Auf der Klinik-Card sind Name und Unternehmensnummer des Anbieters, Name und 
Geburtsdatum der/des Versicherten mit Adresse und Versicherungsnummer, Ausgabe und Gültigkeitsdatum 
der Card, versicherte Krankenhausleistungen und die Information, ob im Standard- oder Basistarif versichert 
ist, gespeichert. 
Quelle: Verband der Privaten Krankenversicherung 
 

Neuerung: Krankengeldanspruch für Krankenhausbegleitung 
Sozialverband Deutschland: Pressemitteilung v. 01.11.2022 (gekürzt) 
Basierend auf einem Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) von Ärzten, 
Krankenkassen, Kliniken und Patientenvertreterinnen/-vertretern können Begleitpersonen von Menschen mit 
schwerer geistiger Behinderung oder Menschen, die sich sprachlich nicht verständigen können, Krankengeld 
erhalten. Die Berechtigung besteht, wenn es für sie zu einem Verdienstausfall aufgrund der Begleitung zu 
einem stationären Krankenhausaufenthalt kommt. Um den Anspruch zu erhalten, müssen sich Betroffene im 
Zuge der Krankenhauseinweisung vom Arzt oder der Ärztin bescheinigen lassen, dass eine Begleitperson 
aus medizinischen Gründen notwendig ist. Gründe können unter anderem sein, dass durch eine Begleitung 
die Kommunikation während des Aufenthaltes gesichert ist oder dass die Belastung durch den Aufenthalt so 
besser zu meistern ist. Der Bedarf wird auf dem Vordruck „Verordnung für Krankenhausbehandlung“ 
vermerkt und die Notwendigkeit muss daraus hervorgehen. Begleitpersonen benötigen zudem - ähnlich wie 
bei einer regulären Krankschreibung - eine Bescheinigung für die Krankenkasse und den Arbeitgeber. Die 
Notwendigkeit für eine Begleitung kann auch im Voraus festgestellt werden, auch wenn gerade kein 
Krankenhausaufenthalt ansteht. Die Bescheinigung ist zwei Jahre lang gültig. In Frage kommen laut G-BA 
nahe Angehörige, aber auch andere Personen aus dem engsten persönlichen Umfeld. 
Quelle: Sozialverband Deutschland 
 

Erbe oder Vermächtnis 
Urteil: Oberlandesgericht Saarbrücken, Az.: 5 W 15/22, v. 30.03.2022 (gekürzt) 
Vermächtnis und Erbe werden im Sprachgebrauch fälschlicherweise oft gleichbedeutend verwendet. 
Zwischen beiden liegt rechtlich ein großer Unterschied. Erbe ist, wer das Hauptvermögen vermacht 
bekommt. Stirbt jemand und hat in seinem Testament einzelne Vermögensgegenstände an mehrere 
Personen verteilt, kann unklar sein, wer Erbe ist und wer nicht. Einzelne Gegenstände werden im 
juristischen Sinne nicht vererbt, sie gelangen auf dem Vermächtnisweg an die bedachten Hinterbliebenen. 
Das bedeutet gleichzeitig, dass sich aus dem Vermächtnis keinerlei Rechte und Pflichten für 
Vermächtnisnehmer ergeben. Diese müssen aber, um an das Vermächtnis zu gelangen, den Anspruch 
gegenüber den Erben geltend machen. In einem Testament sind deshalb die Begriffe Erbe und 
Vermächtnisnehmer deutlich getrennt, um Missverständnisse und Auslegungsschwierigkeiten zu vermeiden. 
Bleibt in einem Testament offen, ob jemand bestimmte Gegenstände nun als Erbe oder Vermächtnisnehmer 
erhalten soll, ist nach dem Gesetz im Zweifel anzunehmen, dass er eben nicht Erbe ist, sondern es sich nur 
um ein Vermächtnis handelt. Bei einer unbedachten Verwendung der Begriffe besteht daher die Gefahr, 
dass jemand als Erbe eingesetzt wird, letztlich aber nur ein Vermächtnis erhält. Aus diesem Grund sollte 
beim Verfassen eines Testamentes in dieser Hinsicht besonders formuliert werden. Verzichtet der Erblasser 
auf ein Testament, fällt den gesetzlichen Erben der gesamte Nachlass zu. 
Quelle: Bundesministerium der Justiz (BMJ) 
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Rente ist pfändbar/Pfändungsschutzkonto 
Wer Schulden hat, kann schnell an sein persönliches finanzielles Limit kommen. Werden offene 
Rechnungen oder Raten dann nicht mehr beglichen können Gläubiger das Einkommen, Renten gehören 
dazu, pfänden lassen. Zum 01.07.2022 wurden die geltenden Pfändungsfreigrenzen angehoben. Der 
Freibetrag hängt von der Höhe des Einkommens und der Zahl der unterhaltsberechtigten Personen ab. Ist 
kein Unterhalt zu zahlen, ist ein monatliches Einkommen bis unter 1.340 Euro von einer Pfändung 
ausgeschlossen. Bei einer monatlichen Rente von rund 1.400 Euro können beispielsweise nur rund 49 Euro 
gepfändet werden, es ist der Teil, der über der Pfändungsfreigrenze liegt. Eine Tabelle der 
Zivilprozessordnung (s. Internet) verschafft einen Überblick. Es soll sichergestellt werden, dass Betroffene 
auch bei einer Pfändung des Arbeitseinkommens beziehungsweise der Rente über ein Existenzminimum 
weiterhin verfügen und den Unterhaltspflichten nachkommen können. Geprüft und festgelegt wird die Höhe 
des pfändbaren Betrags durch den Rentenversicherungsträger, der für die Zahlung der Rente zuständig ist. 
Dabei darf der von der Pfändung Betroffene aber nicht zum Sozialhilfeempfänger werden. Bei einer 
Kontopfändung sind Rentenzahlungen sofort ab Zahlungseingang in vollem Umfang pfändbar.  
Einen Schutz davor bietet die Einrichtung eines Pfändungsschutzkontos. Bei einem sogenannten P-Konto 
handelt es sich um ein Giro-Konto mit besonderem Pfändungsschutz. Es ermöglicht Schuldnern trotz 
Kontopfändung über den unpfändbaren Teil der Einkünfte zu verfügen. Weitere Informationen gibt es bei der 
Schuldnerberatung und auf der Internetseite des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz 
(BMJV). 
Quellen: Deutsche Rentenversicherung (DRV), BMJV  
 

Begleitung durch eine Vertrauensperson 
Urteil: Bundessozialgericht v. 27.Oktober 2022 (Az.: B 9 SB 1/20 R) (gekürzt) 
Grundsätzlich steht es demjenigen frei, der zu begutachten ist, zu einer Untersuchung durch einen 
medizinischen Sachverständigen eine Vertrauensperson mitzunehmen. Der Ausschluss der 
Vertrauensperson ist aber möglich, wenn er im Einzelfall zur Aufrechterhaltung einer funktionsfähigen, 
wirksamen Rechtspflege - insbesondere mit Blick auf eine unverfälschte Beweiserhebung - erforderlich ist. 
In diesem Fall ging es um die Herabsetzung des ursprünglich festgestellten Grades der Behinderung von 50 
auf 30. Der mit der Erstellung eines Sachverständigengutachtens beauftragte Orthopäde lehnte die 
Anwesenheit der Vertrauensperson ab. 
Quelle: Bundesozialgericht Pressemitteilung 37/2022 
 

Verpflichtende Beratungsgespräche 
Pflegegeldempfänger mit Pflegegrad 2 bis 5 sind verpflichtet, sich regelmäßig in einem Beratungseinsatz 
nach § 37.3 SGB XI persönlich beraten zu lassen. Kommen Pflegegeldempfänger dem nicht nach, kann 
ihnen das Pflegegeld gekürzt oder gestrichen werden. Bestimmte Zeiten für die Beratungseinsätze sind nach 
SGB XI vorgegeben: Bei Pflegegrad 1 sind keine vorgeschrieben, bei 2 und 3 einmal pro Halbjahr und bei 4 
und 5 einmal pro Vierteljahr. Auch bei Pflegegrad 1 oder als Empfänger von Kombinations- oder 
Pflegesachleistungen ab Pflegegrad 2 kann die Beratung auf Wunsch freiwillig durchgeführt werden. Einmal 
pro Halbjahr übernimmt die Pflegekasse auch hier die Kosten. 
Der Anspruch auf Pflegegeld lässt sich erst einlösen, wenn Versicherte nachweislich als pflegebedürftig im 
Sinne der Pflegeversicherung gelten. Ein Antrag ist hierzu zunächst bei der Pflegekasse einzureichen. Als 
pflegebedürftig anerkannt werden Hilfsbedürftige jeden Alters erst, wenn Prüfer des MD ehemals MDK 
((Medizinischer Dienst der Krankenversicherung) bei gesetzlich Versicherten) bzw. Gutachter von 
MEDICPROOF (bei privat Versicherten) einen Pflegegrad zugebilligt haben und die Pflegekasse das 
Pflegegeld genehmigt hat. Ein entsprechendes Antragsformular bietet www.pflege.de kostenlos zum 
Download an. Zudem müssen Versicherte wohl mindestens ein halbes Jahr lang in erheblichem oder 
höherem Maße auf die Hilfen anderer angewiesen sein, um als pflegebedürftig anerkannt zu werden und 
somit Anspruch auf das Pflegegeld haben.  
Quellen: SGB XI, pflege.de 
 

DRV warnt vor Betrug 
Auch Ruheständler erwarten die Energiepauschale in Höhe von 300 Euro. Es ist nichts weiter zu tun, als auf 
den Eingang der gesonderten Einmalzahlung - die nicht zusammen mit der laufenden Rente überwiesen 
wird - zu warten. Die Überweisung erfolgt automatisch, die auszahlende Rentenanstalt nutzt dafür die ihr 
vorliegenden Kontoverbindung. Eine erneute Angabe der Kontodaten ist daher nicht notwendig! 
Nach Angaben der Behörde versuchten Betrüger derzeit mit dieser Masche an Kontodaten zu gelangen. 
Unter falscher Identität gäben sie an, die Daten für die Überweisung zu benötigen. Betroffene sollten daher 
darauf nicht eingehen und das Gespräch abbrechen.                           Quelle: Deutsche Rentenversicherung (DRV) 
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Niedersächsische Absonderungsverordnung bis 31. Januar 2023 verlängert 
Die Isolationspflicht für COVID-Infizierte bleibt bestehen. Die Niedersächsische Gesundheitsministerin 
Behrens hat die geltende Absonderungsverordnung ohne nennenswerte inhaltliche Änderungen bis 
einschließlich 31. Januar 2023 verlängert. Damit müssen Betroffene, die ein positives COVID-
Schnelltestergebnis erhalten, dieses auch weiterhin mittels eines PCR-Tests bestätigen lassen und sich im 
Falle einer Infektion für mindestens fünf Tage in häusliche Isolation begeben. Aktuelle Informationen zur 
Absonderungsverordnung und anderen Themen rund um die Corona-Pandemie sind unter 
www.niedersachsen.de/Coronavirus zu finden. 
Quelle: Nds. Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung 
 

Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts tritt zum 1. Januar 2023 in Ktaft 
Haufe News vom 09.Nov.2022 (gekürzt) 
Die Änderungen: 
- Im Betreuungsrecht wird das Recht betreuter Menschen auf Selbstbestimmung maßgeblich verbessert. 
- Im Eherecht tritt ein außerordentliches Notvertretungsrecht für Ehegatten im medizinischen Bereich in 
Kraft. 
- Im Vormundschafts- und Sorgerecht ist eine deutliche Stärkung der Rechte der Kinder festgeschrieben. 
- Rechte von Pflegeeltern bzw. Pflegekindern werden gestärkt. 
Die Neuregelungen wurden bereits mit dem - Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und 
Betreuungsrechts - am 4. Mai 2021 vom Bundestag verabschiedet und am 12. Mai 2021 im 
Bundesgesetzblatt veröffentlicht. 
Die ab 1. Januar 2023 geltende Reform widmet sich vielen, teilweise oft monierten Problempunkten in der 
Betreuung und Vormundschaft und soll überkommene Defizite im Umgang mit (Pflege-) Kindern und 
Betreuungsbedürftigen ausräumen. Außerdem soll aus dem Übereinkommen der Vereinigten Nationen 
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen das Gebot größtmöglicher Selbstbestimmung besser als 
bisher umgesetzt werden. 
Betroffenen (Betreute/Betreuer) ist zu empfehlen sich mit den Inhalten der Reform intensiv auseinander zu 
setzen. Den erweiterten Überblick bieten www.haufe.de  in übersichtlicher Kurzform und www.bmj.de mit 
dem - Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts -.  
Die Reform erfordert eine grundlegende Neustrukturierung des Vormundschafts- und Betreuungsrechts in 
Gesetzen wie: BGB, EGBGB, FamFG, ZPO, BtOG, SGB und RPflG. 
Quellen: Haufe, BMJ 
 


